
Was  ist  eigentlich  ein
Schulstreik?
Schulstreik heißt Schule bestreiken. Das bedeutet Unruhe erzeugen, Stress
machen,  den  immer  gleichen  Schulalltag  durcheinander  bringen,  wach
rütteln, action machen! Wenn wir Schüler_innen von verschiedenen Schulen
uns an einem bestimmten Tag dafür entscheiden,  nicht in die Schule zu
gehen und uns stattdessen alle zusammen auf einem öffentlichen Platz für
eine  Kundgebung  oder  Demo  treffen,  ist  das  eine  bewusste  politische
Entscheidung. Mehr noch: es ist ein Akt zivilen Ungehorsams oder sogar
politischer Massenprotest!

Während  uns  Schule,  Eltern,  Lehrer_innen,  Medien,  Politiker_innen  und
Parteien ständig vereinnahmen und von ihren Meinungen überzeugen wollen,
trauen  sie  uns  Jugendlichen  nicht  zu,  eigene  politische  Ansichten  und
Standpunkte zu haben. Aber wir wollen mehr als nur Ja und Amen sagen!
Zusammen mit anderen Schüler_innen können wir gemeinsam diskutieren
was uns ankotzt und was anders laufen muss in Schule und Staat. So können
wir uns eigene politische Positionen geben und gemeinsame Forderungen
formulieren. Durch den Schulstreik können wir die geordneten Verhältnisse,
in denen wir ansonsten nicht gehört werden, einen Tag lang aus der Bahn
werfen. Indem wir an diesem Tag – statt in die Schule – alle zusammen auf
die Straße gehen, können wir uns und unseren Forderungen endlich eine
Stimme geben und durch den Boykott  des Unterrichts  politischen Druck
aufbauen.  Eltern,  Lehrer_innen  und  andere  sind  natürlich  herzlich  dazu
eingeladen mit uns auf die Straße zu gehen, aber wo es lang geht bestimmen
wir!

Hat früher auch geklappt!

Als sich der deutsche Staat 2008 dachte: „lass mal Geld sparen und das Abi
um ein Jahr verkürzen“ gingen im selben Jahr am 12. November 100 000
Schüler_innen und Studis in ganz Deutschland auf die Straße. Ein Jahr später
boykottierten sogar 270 000 von uns ihren Unterricht und ihre Seminare.
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Diese bundesweit organisierte Bildungsstreikbewegung konnte damals zwar
nicht das sogenannte „G8-Abi“ verhindern aber einige Kürzungsmaßnahmen
und Angriffe auf uns Schüler_innen abwenden. In Frankreich, Italien und
Chile wurden zur selben Zeit sogar noch mehr Schulen und Unis anlässlich
geplanter Bildungsreformen bestreikt.

Die  Schulstreikbewegung  gegen  die  Kürzungsprogramme zeigt,  dass  der
Schulstreik eine wirksame Form des Widerstandes für uns Jugendliche sein
kann. Wenn wir uns zusammenschließen und organisieren, können wir stark
sein!  Aber warum sollten wir  jetzt  streiken,  wo gerade gar keine neuen
Angriffe auf das Schulsystem geplant sind?

Refugee- Schul- und Unistreik

Eine Situation die gerade nicht nur uns Jugendliche sondern auch Frauen,
Migrant_innen und vor allem Geflüchtete bedroht ist der Aufstieg von Pegida,
AfD, Hogesa und Co. Diese rassistische Bewegung ist im letzten Jahr stark
angewachsen und sorgt täglich für mehr brutale Angriffe auf Geflüchtete und
ihre Unterkünfte. Der Staat schaut dabei fröhlich zu und reagiert auf den
sozialen  Rechtsruck  mit  noch  mehr  Asylrechtsverschärfungen  und
rassistischen Gesetzen. Während dagegen die Einen zusammen mit Kirche
und  CDU  die  zehnte  „Mein-Kiez-bleibt-bunt“-Hüpfburgen-Bratwurst-Party
feiern, fährt der Antifa-Feuerwehr-Bus jedes Wochenende von Naziaufmarsch
in Kaff XY zu AfD-Parteistand in Kaff YZ. Wir können jedoch am besten dort
Leute ansprechen, sie für unsere Ideen gewinnen, Aktionen starten und uns
organisieren, wo wir uns tagtäglich und den Großteil unserer Zeit aufhalten
müssen: in den Schulen! Bildung ist außerdem ein Grundrecht und bleibt
vielen Geflüchteten zusammen mit anderen wichtigen Staatsbürgerrechten
verwehrt. Die jugendlichen Geflüchteten, die dann doch zur Schule gehen
dürfen,  müssen  permanent  mit  ihrer  Abschiebung  rechnen,  werden  in
Sonderklassen zusammengepfercht  und müssen sich rassistische Sprüche
von ihren Lehrer_innen und Mitschüler_innen gefallen lassen.

Um dem etwas entgegenzusetzen, haben im letzten Jahr Schüler_innen und
Studis aus verschiedenen Städten die bundesweite Plattform „Jugend gegen
Rassismus“  gegründet.  Um  die  gemeinsam  diskutierten  Forderungen



durchzusetzen,  fand  zuletzt  ein  bundesweiter  „Refugee-  Schul-  und
Unistreik“ statt  an dem sich in ganz Deutschland über 8000 Jugendliche
beteiligten.  Um  jedoch  eine  starke  antirassistische  Jugendbewegung
aufzubauen, müssen wir noch mehr werden, in noch mehr Städten streiken
und noch mehr von uns auf der Straße und in den Schulen mobilisieren. Also
Yallah!

Was tun an meiner Schule?
Ihr habt Lehrer_Innen die sich rassistisch und/oder sexistisch äußern? Ihr
habt  Probleme  mit  Lehrer_Innen,  die  ihre  Machtposition  in  der  Schule
ausnutzen und euch willkürlich bestrafen, weil ihr zu bestimmten Themen
andere  Ansichten  habt?  An  eurer  Schule  sollen  „Luxusräume“,  wie  ein
Computerraum eingespart werden? Eure Schule ist in einem miesen Zustand
und ihr habt Angst, dass sie bald einstürzt? Euch kotzt zu Recht irgendetwas
anderes in unserem Schulsystem an?

Dann ändert etwas daran!

Doch wie soll man als Einzelperson an der Schule politisch aktiv werden?

Als erstes solltest du mit deinen Mitschüler_Innen über die Probleme reden
und ein breites Bewusstsein dafür schaffen. Denn als Kollektiv arbeitet es
sich deutlich leichter. Ihr könnt gemeinsam ein Flugblatt erstellen, welches
auf die Probleme hinweist und es an eurer Schule verteilen. Oder ihr haltet
auf dem Schulhof/ vor der Schule eine kurze Rede über das, was bei euch
schief  läuft.  Außerdem  könnt  ihr  ein  Transparent  mit  eurer  Zentralen
Forderung gestalten und dieses an der Außenwand der Schule anbringen, um
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so  einen  großen  Teil  der  Schüler_Innen  und  Passant_Innen  auf  eure
Probleme aufmerksam zu machen. Ein weiteres sehr effektives Mittel ist es,
eine  Vollversammlung  über  die  Schüler_Innenvertretung  der  Schule
einzuberufen.  Auf  diesem Plenum,  bei  dem alle  Schüler_Innen anwesend
sind,  kann  man  super  die  Probleme  ansprechen  und  zu  weiteren
gemeinsamen Aktionen aufrufen. Wichtig ist es, bei der Art, den Inhalt an die
Schule zu tragen, kreativ zu sein.

Wenn du denkst, dass es auch an deiner Schule Dinge gibt, die sich ändern
müssen; werde aktiv! Falls du Unterstützung bei deinem Vorhaben brauchst,
melde dich einfach bei uns. Als bundesweite Organisation mit viel Erfahrung
in Schularbeit können wir dir garantiert helfen. Sei es beim Erstellen deiner
Flugblätter  oder  beim vorbereiten  einer  Rede.  Bei  Fragen  schreibe  uns
einfach eine Mail an: germany@onesolutionrevolution.de oder schreibe uns
bei Facebook: fb.com/onesolutionrevolution.germany

AfD und Bundeswehr
Die Gewinnung von Jugendlichen spielt für viele politischen Organisationen
eine wichtige Rolle,  da sie häufig noch offener gegenüber verschiedenen
Positionen  sind.  Linke  werben  um  sie,  weil  Jugendliche  meistens  den
progressivsten und militantesten Teil von Bewegungen darstellen. Für rechte
Gruppen  bleibt  immerhin  noch  die  Militanz.  Also  wird  versucht  an  den
Schulen, die die Organisationszentren der Jugend sind, einen Einfluss an die
Seite  des bürgerlichen Staates  zu setzen,  in  dessen Sinne die  Schule ja
agiert. Die AfD wirbt hier nicht mit Rechtsrock-CDs, wie die Faschist_Innen
auf dem Land es tun, sondern versucht auf Podiumsveranstaltungen ihre
ekelhafte,  rassistische  und  reaktionäre  Hetze  zu  verbreiten.  Für  den
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Schulgeschichtsunterricht schlägt AfD übrigens vor, sich weniger auf das 20.
und  mehr  auf  das  19.  Jahrhundert  zu  konzentrieren,  also  „die  aktuelle
Verengung  der  deutschen  Erinnerungskultur  auf  die  Zeit  des
Nationalsozialismus […] zugunsten einer erweiterten Geschichtsbetrachtung
aufzubrechen”,  damit  “auch  die  positiven,  identitätsstiftenden  Aspekte
deutscher  Geschichte  mit  umfasst”  werden.  Aber  auch  der  staatliche
Kriegsapparat bemüht sich, um Jugendliche für seine Sache zu gewinnen.
Allein  2014  mit  einem  Budget  von  knapp  30  Milliarden  Euro  für
‚Nachwuchswerbung‘  ausgestattet,  durfte  die  Bundeswehr  in  maroden
Schulgebäuden Schüler_Innen für die brutale Durchsetzung der Interessen
des deutschen Imperialismus bequatschen (2014: 140.000 in 8.100 Vorträgen
erreichte  Schüler_Innen,  sowie  125.000,  die  von  Jugendoffizieren  mit
besonderer  Schulung  in  politischen  Debatten  z.B.  im Unterricht  besucht
wurden). Nicht nur diese jedoch: Mittlerweile wird verstärkt auf sogenannte
Multiplikatoren gesetzt. Das sind z.B. Lehrer_Innen oder Schulleiter_Innen,
die  angequatscht  werden  und  dann,  aus  ihrer  vermeintlich  neutralen
Position, die Propaganda der Bundeswehr an die Schüler_Innen weitergeben.

Als Reaktion auf solch ungebetene Gäste beschränken sich leider viele Linke
auf Appelle an die Lehrer_Innen oder die Schulleitung oder rücken diese
Möglichkeit zumindest an vorderste Stelle. Die Schulleitung ist allerdings
austauschbar und besitzt keinerlei demokratische Legitimierung, sodass ihre
Absage an Faschos,  Rechtspopulist_Innen oder militärische Schergen von
anderer Bedeutung ist, als die Verweigerung der gesamten Schule. Versuche
von  Schüler_Innen  selbst  derartige  Veranstaltungen  zu  verhindern,  zu
sabotieren oder dort wenigstens eine gegensätzliche Position hineinzutragen
bleiben so isoliert, individualistisch und sind oft zum Scheitern verurteilt, wie
dies bei einer AfD-Veranstaltung in Landau sehr medienwirksam der Fall
war. Dort haben Schüler_Innen die liebenswürdige Initiative ergriffen bei
einer  Veranstaltung  der  AfD-Bundesvorsitzenden  Frauke  Petry,  Zettel  im
Saal zu verteilen, die über die reaktionäre Politik der AfD aufklären sollten.
Leider waren die unorganisierten Schüler_Innen jedoch schlecht vorbereitet
und  wurden  von  Frauke  Petry  hämisch  auflaufen  gelassen.  Es  ist
grundsätzlich  falsch  sich  im  Kampf  gegen  Krieg  oder  Rassismus  auf



bürgerliche Autoritäten wie die Schulleitung zu verlassen, da diese nur nach
ihren  eigenen  Interessen  handeln  und  Schulleiter_Innen  nicht  selten
konservative Reaktionäre sind. Für uns ist es wichtig, dass wir Jugendliche
selbst  massenhafte  und  organisierte  Maßnahmen  ergreifen  und  unsere
Schulen  gegen  solche  Gestalten  verteidigen.  Dies  bringt  auch  einen
pädagogischen Effekt mit sich: Denn so lernen wir, dass wir gemeinsam stark
genug sind um uns gegen jede Autorität zu behaupten. Wir dagegen wollen
gemeinsam  mit  den  Schüler_Innen  den  politischen  und  aktionistischen
Widerstand  organisieren.  Die  davon  betroffen  sind,  sollen  selbst  die
Instrumentalisierung  ihrer  Schule  für  rassistische  oder  militaristische
Zwecke verhindern. Nur so kann die Schule dauerhaft frei davon gehalten
werden, da die Schüler_Innen, sobald sie als Kollektiv aus dem Rahmen der
sie umgebenden Herrschaftsverhältnisse ausbrechen, keiner höheren Instanz
untergeben  sind.  Hinter  dem_der  Schulleiter_In  steht  das  Schulamt  und
hinter dem Schulamt irgendwann Staat und Kapital, für welches die AfD ja
Politik macht.

Außerdem würde eine Kontrolle der Schüler_Innen über die Gäste an einer
Schule die Machtverhältnisse dort überhaupt erst in Frage stellen: Warum
sollten Schüler_Innen dann nicht  auch über  Lehrplan,  Bewertungssystem
oder Schulgebäude bestimmen? Der Kampf um diese Kontrolle würde dann
auch  die  Frage  nach  einer  schlagkräftigen  Schüler_Innengewerkschaft
aufwerfen.

Anzufangen  empfiehlt  es  s ich  mit  dem  Aufbau  einer  l inken
Schüler_Innengruppe, die linke Politik in Form von Diskussionsveranstaltung;
Flugblättern;  aber  auch direkter  Aktion  an die  Schule  tragen kann.  Der
bundesweite  Schulstreik  am 29.9.  (?)  bietet  dafür  einen  hervorragenden
Anlass. Die Schüler_Innenvertretung hat außerdem das Recht zweimal pro
Semester  eine  Vollversammlung  einzuberufen,  zu  der  sie  auch
Gastredner_Innen einladen kann,  um sich  an  die  Schüler_Innenschaft  zu
wenden.  Wenn  ihr  nicht  länger  wollt,  dass  Rassist_Innen  und
Kriegstreiber_Innen sich an eurer Schule tummeln, dann kontaktiert uns und
wir organisieren den Protest gemeinsam!
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Neues Jahr: Gleiche Probleme?
VON REVOLUTION LEIPZIG

Jahr  für  Jahr  müssen  sich  Millionen  Schüler_Innen  an  verschiedensten
Schulformen  den  gleichen  Strapazen  aussetzen.  Von  Mobbing,  über
Leistungsdruck und Unterdrückung durch Geschlecht oder Herkunft.  Der
Konkurrenzkampf beginnt schon von klein auf. Wenn sich die Grundschulzeit
dem Ende neigt und du dich entscheiden sollst, auf welcher Schulform du
dich nun weiterbilden sollst, werden Kinder von Eltern und Lehrer_Innen
unter Druck gesetzt, den Sprung auf das Gymnasium zu schaffen. Denn sie
meinen: Ohne eine schulische Ausbildung auf dem Gymnasium und guten
Noten  erreichst  du  nicht  das  Abitur,  ohne  Abitur  erhältst  du  keinen
erstklassigen  Job  und  ohne  diesen  verdienst  du  nicht  genug  Geld,  um
vollwertiges Mitglied der Gesellschaft zu sein. Somit beginnt bereits hier das
Klassendenken und Aussortieren.

Die  Schüler_Innen  in  den  Gymnasien  werden  getriezt  und  unter  Druck
gesetzt,  z.B.  mit  unendlich  vielen  umfangreichen  Hausaufgaben,
Hausarbeiten  und  täglichen  Tests  und  Klausuren.  Denn  sie  seien  ja  die
„Eliteschüler_Innen“.  Kaum  bleibt  Zeit,  um  sich  auszuruhen  oder
persönlichen Aktivitäten nachzugehen. Hingegen werden Schüler_Innen von
Haupt- und Mittelschulen als schlecht, weniger intelligent und minderwertig
abgestempelt. Um so genannte „Sorgenkinder“ wird sich kaum gekümmert,
denn „ihnen kann man schließlich eh nichts beibringen“ und somit werden
sie bis zur 9. bzw. 10. geduldet und gehofft, dass sie schon irgendwo eine
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Ausbildung finden werden.

Doch  egal  in  welcher  Schulform,  ob  Hauptschule  oder  Gymnasium:
Unterdrückung  herrscht  in  jeder  Schule  und  oft  auch  zwischen  den
Schüler_Innen.  Ob  nun  die  Noten,  oder  bei  Jugendlichen  typische
Statussymbole, wie Kleidung, Handys usw. Thema sind. Bist du nicht wie die
anderen und kannst nicht mithalten,  wirst  du ausgegrenzt.  So wird man
genötigt, die teuersten und angesagtesten Dinge zu besorgen, die neuesten
Musiker_Innen zu kennen und zu mögen, angepasst zu sein, wie alle anderen,
um  einen  erträglichen  Schulalltag  mit  den  Mitschüler_Innen  erleben  zu
können.  Oft  leiden  migrantische  Schüler_Innen  auch  unter  rassistischen
Anfeindungen, oder im schlimmsten Falle mit Angriffen. Doch getan wird erst
etwas, wenn es schon längst zu spät ist. Denn oft ist dieses Denken nicht nur
in den Köpfen der Schüler_Innen, sondern auch in denen der Lehrer_Innen
und  genau  da  liegt  das  Problem.  Lehrer_Innen  werden  als  Autoritäten
dargestellt,  als  Menschen,  deren  Meinungen  und  Entscheidungen
grundsätzlich richtig sind und denen man gehorchen muss. Doch wie sollen
Kinder und Jugendliche als  solidarische und tolerante Menschen erzogen
werden, wenn es ihnen genau von diesen Menschen falsch vorgelebt wird?

Meist traut sich niemand, etwas zu sagen, aus Angst, dass es einem dann
selbst so ergehen könnte. Denn oft werden die Schüler_Innen, die sich gegen
sexistische,  homophobe,  oder  rassistische  Aussagen  wehren,  mit  Tadeln
bestraft, oder nicht ernst genommen und beachtet, da die Lehrer_Innen die
Autoritätspersonen  sind  und  diese  haben  nun  mal  recht.  Somit  fällt  es
schwer,  sich Machtausübungen dieser Art  entgegen zu setzen.  Kritisches
Denken ist in der Schule nicht verboten, jedoch wird oft wenig getan, es bei
den Schülern zu fördern. Vor allem für Hauptschüler_Innen, welche oft am
meisten von Ausbeutung beim Arbeiten bedroht sind. Viel häufiger bekommt
man die  Lehrinhalte  durch Frontalunterricht  eingetrichtert  und muss sie
aufsaugen  wie  ein  Schwamm.  Der  Inhalt  der  Fächer  ist  stark  von  der
herrschenden Meinung abhängig und rechtfertigt diese. In Nazideutschland
äußerte sich das besonders extrem: Rassenlehre stand auf dem Lehrplan.



Gerät  das  System  durch  Krisen  ins  Schlingern,  nimmt  die  ideologische
Indoktr in ierung  zu.  So  z .B.  aktuel l  in  der  Ukraine,  wo  d ie
Schulgeschichtsbücher Stepan Bandera – einen ukrainischen Nazi, der mit
Nazideutschland zusammenarbeitete – seit diesem Jahr als Nationalhelden
feiern.  Auch  in  Deutschland  will  die  rechtspopulistische  AfD  den
Geschichtsunterricht auf das 19. Jahrhundert umgewichten, weg von allem
Leid, dass Deutschland im 20. Jahrhundert über die Welt brachte.

Im Kapitalismus wird Schule immer darauf ausgerichtet bleiben, gehorsame,
unkritische  Menschen  für  den  Arbeitsmarkt  zu  erziehen.  In  einer
sozialistischen Gesellschaft würde die Schule für Schüler_Innen ein Ort der
Mitbestimmung,  ein Ort  der individuellen Entfaltung unter  Gleichaltrigen
sein  und  die  Geschichtsbücher  würden  sich  vor  allem  dem  Kampf  der
Menschheit gegen alle Formen der Unterdrückung durch die herrschenden
Klassen  widmen.  Die  Aufdeckung  und  Aufarbeitung  kapitalistischer
Interessenpolitik  und  damit  verbundener  Verbrechen  (Kriege,
Regierungsstürze, Ausbeutung, Unterdrückung, Umweltzerstörung etc.) wird
ein wichtiger Punkt werden. Die Schule wird solidarisches und kritisches
Denken  mit  auf  den  Weg  geben,  statt  egoistisches  Karrieredenken  und
Konkurrenzkampf.

Im  letzten  Jahr  haben  wir  es  mit  „Jugend  gegen  Rassismus“  geschafft,
bundeweit Schüler_Innen für den Kampf gegen die rassistische Bewegung in
Deutschland  zu  gewinnen.  Wir  haben  die  enorme  Energie  der  Masse
beobachtet. Auf dieser Grundlage ist es möglich, jede Aufgabe gemeinsam zu
meistern. Fast Zehntausend Schüler_Innen gingen am ersten bundesweiten
Aktionstag  in  mehreren  Städten  auf  die  Straße.  Es  wurde  gestreikt,
demonstriert und gekämpft. Gekämpft für bessere Bildung, dafür, dass die
Freund_Innen aus meiner Klasse nicht abgeschoben werden. Gekämpft gegen
eine mörderische rechte Bewegung, die immer größer und stärker wird und
unser aller  Leben bedroht.  Um eine bessere Zukunft  zu haben –  um im
Angesicht des kommenden Faschismus überhaupt eine Zukunft zu haben –
bieten  wir  allen  Jugendlichen  unsere  Hände,  um  dieses  drohende  Übel
gemeinsam  abzuwenden.  Gemeinsam  können  wir  es  schaffen,  eine



Organisation aufzubauen, die auch die Wurzel des Übels – den Kapitalismus –
direkt  herausfordern  und  tatsächlich  besiegen  kann.  Wir  glauben,
REVOLUTION kann diese Organisation sein. Organisiert euch bei uns, mit
uns – gemeinsam für eine Welt jenseits von Konkurrenz, Leistungsdruck und
Chauvinismus – gemeinsam für eine sozialistische Weltrevolution!

29.  September:  Auf  die  Straße
gegen  parlamentarischen
Rassismus!
Seit 2 Jahren sind die Rassist_Innen in Deutschland auf dem Vormarsch. Vor
einigen  Monaten  hat  die  rassistische  AfD  erschreckende  24  %  in  der
Landtagswahl  von  Sachsen-Anhalt  erreicht  und  in  Mecklenburg
Vorpommern, sowie Berlin sieht es für die Wahlen im kommenden Herbst
auch alles andere als rosig aus: Die Zustimmung für Hetze wächst, Angst und
Hass werden geschürt und Rassist_Innen wie Frauke Petry und Björn Höcke
finden mehr und mehr Gehör.

Die Anzahl der Menschen, die solche menschenverachtenden Einstellungen
offen  teilen,  wächst  stetig.  Geflüchtetenunterkünfte  brennen und werden
zerstört,  ihre Bewohner_Innen werden regelmäßig körperlich angegriffen,
rassistisch beleidigt, ausgeschlossen und benachteiligt. Parallel dazu winken
die  Parlamentsparteien  Asylgesetzverschärfungen  durch  oder  versuchen
beispielsweise  unter  dem  Deckmantel  der  Frauenrechte  Geflüchtete
schneller  abzuschieben.  Auch  in  den  Medien  hat  sich  einiges  geändert.
Während  man  vor  einen  Jahr  noch  von  den  Strömen  der  Geflüchteten
berichtet hat und uns in einem kurzen Zeitraum eine Willkommenskultur
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vorheucheln wollte, lesen wir nun von der Gefahr von Terroranschlägen oder
fremdländischer Diebesbanden. Das alles zeigt,  dass es einen Rechtsruck
innerhalb  unserer  Gesellschaft  gegeben  hat.  Die  AfD  hetzt  und  hat  es
geschafft  Rassismus salonfähiger zu machen, die rassistische Politik wird
jedoch im Parlament umgesetzt, nicht ohne Grund .Vom Staat getragen und
verabschiedet dient er auch dazu die Kosten der Krise auf uns abzuwälzen.

Denn  es  ist  nicht  im  Interesse  der  deutschen  (oder  einer  anderen
kapitalistischen) Regierung, irgendetwas daran zu ändern. Der Kapitalismus
ist kein System, das von Gleichberechtigung in profitiert.  Wenn wir über
Unterschiede wie Hautfarbe, Herkunft, Religion, Geschlecht und Sexualität
hinausblicken,  erkennen  wir,  dass  wir  auf  konstruierte  Konflikte  gut
verzichten können und uns gemeinsam dem größten Konflikt von allen stellen
müssen,  dem Konflikt  zwischen  arm und  reich,  zwischen  besitzend  und
ausgebeutet. Letztlich kann nur die Aufrechterhaltung der Ausbeutung der
Ware  Arbeitskraft  die  Profite  der  Kapitalist_Innen  sichern,  diese  gilt  es
Aufrecht  zu  erhalten.  Letztlich  also  jedweden  Zusammenschluss  aller
Arbeiter_Innen  dagegen  zu  verhindern.

Um effektiv  gegen  den  Rechtsruck  vorzugehen,  müssen  wir  eine  breite
Bewegung ins Leben rufen, die nicht nur für die Rechte der Geflüchteten
kämpft, sondern auch eigene Forderungen aufstellt. Gegen den Rechtsruck in
unserer Gesellschaft,  für gleichberechtigten Zugang zu guter Bildung für
alle.  Gegen  Waffenexporte,  sowie  Kriegseinsätze  in  andere  Länder,  für
Wohnraum für alle die hier leben wollen! Gegen Abschiebeabkommen und
alle rassistischen Gesetze, für Staatsbürger_Innenrechte für alle
Um  erfolgreich  zu  sein,  müssen  wir  Jugendlichen  mit  den  Leuten
zusammenarbeiten, in deren objektiven Interesse es ist, keine Rassist_Innen
zu sein: den Arbeiter_Innen. Deshalb müssen wir auch von Gewerkschaften,
der LINKEN und SPD miteinbeziehen in den antirassistischen Kampf. Sie
sind nämlich die größten Organisationen der Arbeiter_Innenklasse innerhalb
Deutschlands. Auch wenn eine Sarah Wagenknecht Kommentare von sich
gibt, die auch Petry von sich geben könnte oder ein Heiko Maas alles in die
Gänge setzt, Geflüchtete abzuschieben. Die Leute, die sie wählen sind immer



noch  Leute  aus  der  Arbeiter_Innenklasse.  Unser  Ziel  muss  es  sein,
aufzuzeigen dass die Führung dieser Organisationen, nicht in ihrem Interesse
handelt und versucht sie durch Rassismus zu spalten. Das bedeutet auch, mit
ihnen  zusammenzuarbeiten,  ihre  Mitglied-  und  Anhänger_Innenschaft  zu
mobilisieren und sie für die Politik,  die sie im Parlament durchsetzen zu
kritisieren.

Wenn wir uns von rassistischen Spaltungsversuchen nicht beirren lassen,
können wir uns gemeinsam gegen den Rassismus und seine Wurzel,  den
Kapitalismus wenden,  sowie  gegen alles,  was  er  mit  sich bringt:  Armut,
Hunger, Ausbeutung und Unterdrückung. Wir spucken auf AfD & Co. und
wollen nicht, dass sie an Schulen oder sonst irgendwo ein Podium für ihre
widerlichen, menschenverachtenden Ansätze haben können. Deshalb fordern
wir euch auf,  zusammen mit uns am 29.09. auf die Straße zu gehen! In
Solidarität mit allen, die tagtäglich unter Rassismus und Diskriminierung zu
leiden haben. Wir wollen, dass ihr mit eurer Abwesenheit in der Schule und
eurer Anwesenheit bei der Demonstration ein starkes und lautes Zeichen
setzt gegen rechte Hetze und die Parteien, die sie verbreiten. Kommt zum
Schulstreik gegen Rassismus und kämpft mit uns für eine Gesellschaft, in der
Menschen ohne Vorurteile und Ungerechtigkeit miteinander leben können!
Diese Gesellschaft kann nur eine sozialistische sein.

Dresden:  Neue  technische
Angriffe von Pro-Zionist_Innen
VON REVOLUTION DRESDEN
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Seit der Gründung unserer Dresdner Ortsgruppe vor knapp sieben Monaten,
hören die Angriffe der pro-zionistischen Kräfte nicht auf. Verbot des offenen
Auftritts auf Demonstrationen, Boykott und Sabotage der Aktionen, an denen
wir mitgewirkt haben etc. Als exemplarisches Beispiel hierfür dient sicherlich
der  Schul-  und  Unistreik  am  29.04.2016,  an  dessen  Planung  und
Organisierung  auch  unsere  Ortsgruppe  beteiligt  war.   

Dabei halten wir den antirassistischen Schulstreik für ein in dieser Situation
notwendiges und taktisches Mittel, vor allem für die Zusammenarbeit von
unterschiedlichen Strömungen der subjektiven Linken – speziell in Sachsen.
Eine  kollektive  Aktion  dient  vor  allem  einen:  der  Möglichkeit  für  die
einzelnen Gruppen,  Strukturen und Aktivist_Innen,  ihre Perspektiven und
Forderungen in eine gemeinsame Mobilisierung einfließen zu lassen. Auf der
anderen  Seite  ermöglicht  es  den  unterschiedlichen  Kräften,  ihre  Ideen
außerhalb der Linken zu propagieren, um Ansätze zu schaffen, sich dort zu
verankern, wo sich nahezu alle Jugendlichen bewegen – in der Schule. Hier
entsteht  die  Herausforderung  und  das  Potential,  Jugendliche  für  den
a n t i r a s s i s t i s c h e n  K a m p f  z u  g e w i n n e n .  I n  Z e i t e n ,  i n
denen Pegida wöchentlich eindeutig stärker mobilisiert als „wir“, zeigt sich
diese Notwendigkeit deutlicher denn je auf. Letzteres Argument verdeutlicht
auch  nochmal  den  dritten  Punkt,  der  für  den  Schulstreik  spricht:  Wir
befinden uns im Zuge der neuen Qualität der rassistischen Bewegung in
einem  starken  Polarisierungsprozess.  Dieser  Polarisierungsprozess  führt
jedoch nicht automatisch dazu, dass sich die Menschen nach links bewegen,
sondern, dass es die Aufgabe von „uns“ ist, diesen Menschen Angebote und
ein  revolutionäres  Programm  im  Kampf  gegen  den  aufkommenden
Rassismus, als Folge der historischen Krise des Kapitalismus, anzubieten.
Sich  dieser  Perspektive  zu  verschließen,  ist  unserer  Meinung  nach
rückschrittlich.  

Wie gesagt,  so getan. Der erste Schul-  und Unistreik nach vielen Jahren
wurde  nicht  unterstützt  oder  gar  ignoriert,  sondern  von  Pro-



Zionist_Innen  mit  allen  Mitteln  sabotiert.  Sowohl  der  „anti-autoritäre
Jugendtreff“ als auch die FAU Dresden hatten sich eher dafür entschieden,
am Aktionstag Flyer gegen unsere Organisation zu verteilen und sich von der
Mobilisierung fernzuhalten, als diese zu unterstützen. Auch wenn sie auf den
Flyern  darauf  hingewiesen  haben,  dass  die  Aktion  und  der  inhaltliche
Rahmen  sehr  unterstützenswert  seien,  war  die  Beteiligung  unserer
Organisation Grund genug, um nicht gegen Rassismus auf die Straße zu
gehen. 

Die Realität geht sogar noch weiter. Wir haben es hierbei nämlich mit einer
Reihe von bewusst-technischen Angriffen auf unsere Strömung zu tun. Die
Devise  lautet  dabei:  konkretes  unter  Druck  setzen  jener  Kräfte,  die  die
Zentralität der kollektiven Aktion erkannt haben. Unser Ziel, und das sei an
dieser Stelle deutlich betont, ist es nicht, die pro-zionistischen Rassist_Innen,
die  in  der  Unterdrückung  einer  Gruppe  die  Befreiung  einer  anderen
zelebrieren, dazu zu bewegen, ihr Herz zu erweichen und uns willkommen zu
h e i ß e n .  W i r  r e i c h e n  j e n e n  d i e  H a n d ,  d i e  m i t  d i e s e r  A r t
der  isolierenden  Politik  brechen  wollen.   

Diese  Angriffe  sind  selbstverständlich  darauf  zurückzuführen,  dass
die „Gefahr“ besteht und wächst,  dass sich eine antiimperialistische und
antizionistische Organisation in der Dresdner Linken stärker verankern und
die vorherrschende pro-zionistische Ideologie ins Wanken kommen könnte.
Da tritt  selbst  der  hoch geschätzte  Antirassismus und der  Kampf  gegen
PEGIDA eindeutig in den Hintergrund. So oder so ähnlich ging es mehreren
Organisationen in der Vergangenheit,  die verdrängt, isoliert und mundtot
gemacht  wurden.  Mit  Erfolg,  denn  im  Moment  sind  wir  die  einzige
antizionistische Jugendorganisation, die als solche wahrgenommen wird und
aktiv öffentlichkeitswirksame Arbeit macht.  

Da die bisher unternommenen „Maßnahmen“ nicht dazu geführt haben, auch
uns in die Bedeutungslosigkeit  zu zwingen,  wurde nun die Entscheidung
getroffen,  uns  auch  den  Tagungsraum  (offenes  Abgeordnetenbüro  von
Juliane Nagel und Lutz Richter – Fraktion Die Linke im sächsischen Landtag)



zu  entziehen.  „Auf  Druck  vieler  linker  Strukturen“  hin  hätten  sich
J u l i a n e  N a g e l  u n d  L u t z  R i c h t e r  d a f ü r  e n t s c h i e d e n ,
unsere  migrantisch  geprägte  Ortsgruppe  von  der  Benutzung  dieser
Räumlichkeit,  die  nach  Eigenbezeichnung   u.a.  auch  speziell
für Postmigrant_Innen zu Verfügung stehen soll, auszuschließen. Wir lehnen
diese  Entscheidung  deutlich  ab,  denn  es  handelt  sich  hierbei  um
p o l i t i s c h e  Z e n s u r .  W i r  f o r d e r n  d i e  R ü c k n a h m e  d i e s e r
Entscheidung.  Gleichzeitig  appellieren  wir  an  alle  Kräfte,  die  diese
Entscheidung ebenfalls ablehnen, sich mit uns zu solidarisieren. Uns ist klar,
dass diese Repression zwar uns trifft, jedoch eine gefährliche Tendenz für
alle fortschrittlichen linken Kräfte darstellt – denn gemeint sind wir alle!

Wir  betrachten diesen Angriff  als  rückwärtsgewandte Intervention in  die
Arbeiter_Innenbewegung und Linken. Für uns ist dies ein deutliches Zeichen,
was die führende Kraft innerhalb der Arbeiter_Innenbewegung ist; es ist der
Reformismus. Der Reformismus versucht, die paar Zugeständnisse, die an
einen Bruchteil der Arbeiter_Innen gemacht wurden, einzutauschen gegen
die  Verteidigung  des  objektiven  Interesses  der  internationalen
Arbeiter_Innenklasse. Im Austausch für dieses Zugeständnis verteidigt er die
herrschenden Eigentumsverhältnisse. Aus diesem Zugeständnis verteidigt er
auch  die  kapitalistischen  Nationalstaaten  und  legitimiert  sie  vor  seiner
sozialen Basis. Ein Pfeiler des deutschen Staates ist die Unterstützung des
Zionismus  als  Ordnungsmacht  im  Nahen  Osten,  zur  Verteidigung  der
imperialistischen Weltordnung. Im Windschatten eines solchen Bewusstseins
können  sich  auch  solche  kleinbürgerlichen  Ansätze,  wie  der  der
Antideutschen  breit  machen.

Doch diese Ausgangslage lässt uns nicht resignieren! Euer aufgewirbelter
Wind macht uns nur stärker und bestätigt uns darin, dass wir seit langem
dringend notwendige Politik  nach Dresden tragen.  Und an diesem Punkt
werden wir unsere Arbeit fortsetzen – gestärkt. 
Wir  möchten  alle  Aktivist_Innen  und  Gruppen  in  Dresden,  die  für  eine
gemeinsame  Perspektive  gegen  die  bestehende  rassistische
Bewegung  kämpfen  wollen,  nochmals  dafür  motivieren,  dies  im



Schulterschluss mit uns zu machen. Das bundesweite Bündnis „Jugend gegen
R a s s i s m u s “ ,  a n  d e s s e n  A k t i o n e n  s i c h  a u c h  d a s
Jugendbündnis Bricolage teilnimmt,  versucht dabei,  einen Ansatz für den
Aufbau  einer  antirassistischen  Jugendbewegung  darzustellen.  Am  29.
September wird es in vielen Städten in Deutschland und Österreich einen
antirassistischen Schulstreikaktionstag geben, dieser Tag stellt einen guten
Ausgangspunkt für die kommenden Kämpfe, auch in Dresden, dar. 

 

Weitere empfehlenswerte Artikel zur Frage: 

Grundlage: Wer sind die „Anti“-Deutschen?

Unsere  letzte  Stellungnahme  zur  Offensive  von  Anti-Deutschen  Kräften
gegen unsere Organisation:
Dresden: Kämpft die Linke gegen PEGIDA oder gegen sich selbst?

Jugend gegen Rassismus –  Wie
weiter?

Ab nach Berlin zur Perspektivkonferenz

http://www.onesolutionrevolution.de/international/grundlage-wer-sind-die-anti-deutschen/
http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/dresden-kaempft-die-linke-gegen-pegida-oder-gegen-sich-selbst/
https://onesolutionrevolution.de/jugend-gegen-rassismus-wie-weiter/
https://onesolutionrevolution.de/jugend-gegen-rassismus-wie-weiter/


am 21./22.5.!

Während sich Merkel und Gabriel auf die Schulter klopfen, wie gut sie den
angeblichen  „Flüchtlingsstrom“  unter  Kontrolle  gebracht  hätten,  schießt
Erdogan auf Geflüchtete und baut mit EU-Geldern Massenauffanglager. Die
Festung  Europa  wird  derweil  komplett  dicht  gemacht  und  militärisch
abgeriegelt.

Der Rechtsruck im Innern nimmt jedoch nicht ab und so gehen weiterhin
tausende  Nazis  und  Rechtspopulist_innen  auf  die  Straße  und  verüben
regelmäßige Anschläge und Übergriffe auf Geflüchtete und ihre Unterkünfte.
Die rechtspopulistische AfD schaffte es dabei sogar in einige Landtage und
geht  mit  Rassismus,  Sexismus,  Militarismus  und  Homophobie  auf
Stimmenfang. Doch wer AfD sagt, muss auch Bundesregierung sagen, denn
so führen CDU und SPD mit dem Türkei-Deal, dem Integrationsgesetzt und
dem neuen Asylpaket genau die Politik aus, die die AfD propagiert.

Genau gegen diesen Rassismus – ob von Pegida, AfD oder Staat – sind wir
Schüler_innen, Studis und Azubis am 27.4. zu Tausenden auf die Straßen
gegangen. 8000 Jugendliche haben sich in 16 Städten in Deutschland am
selben Tag gegen die Abschiebung unserer Mitschüler_innen,  für gleiche
Bildungschancen,  gleiche  Rechte,  offene  Grenzen  und  ein  Ende  der
deutschen Kriegseinsätze eingesetzt. Beteiligt haben sich Basisgruppen der
SDAJ,  der SAV, solid,  der DGB Jugend und viele weitere linke Gruppen.
Getragen wurde die Mobilisierung aber vor allem auch von Basisstrukturen
in Schulen, Unis und Kiezen.

Nun, 2 Wochen nach der Aktion,  sollten wir aufhören uns und die geile
Aktion zu feiern und noch vorne blicken! Mit einer Einzelaktion – so geil sie
auch  war  –  ist  der  aktuelle  Rechtsruck  noch  nicht  aufgehalten,  deshalb
wollen  wir  als  Jugend  gegen  Rassismus  am  21./22.  Mai  zu  einer
Perspektivkonferenz in Berlin einladen. Wir wissen: Da geht noch mehr! Wir
wollen deshalb gemeinsam diskutieren, wie wir weiter machen können, wie



wir die aktiven Schüler_innen bei der Stange halten, wie wir das Sommerloch
stopfen, wohin Jugend gegen Rassismus gehen soll und was unsere nächsten
Aktionen sein werden. Ebenfalls sollten wir uns darüber unterhalten, wie wir
uns  gegenüber  den  anderen  bestehenden  bundesweiten  antirassistischen
Bündnissen verhalten. Also kommt nach Berlin, nehmt eure Freund_innen
und Mitschüler_innen mit und habt coole Ideen im Handgepäck!

Feststeht, dass wir unsere Schlagkraft für die nächsten Aktionen aber nur
erhöhen können, indem wir die größeren linken Jugendorganisationen für
unsere Sache gewinnen. Der Erfolg unseres Streiks am 27.4. soll deshalb als
Aufruf an die gesamte radikale Linke, die Gewerkschaftsjugenden, die SDAJ,
die Jusos und links[solid] verstanden werden, selbst aktiv zu werden, sich mit
uns zu vernetzten, sich am Bündnis zu beteiligen und endlich mal „Budder
bei die Fische“ zu machen! Wir laden jene Organisationen herzlich dazu ein,
am 21. und 22.5. mit uns zu diskutieren, denn wenn wir jetzt nicht anfangen
gemeinsame Sache zu machen, dann ist es bald zu spät!

Jugend  gegen  Rassismus:  Wie
weiter nach dem Aktionstag?
JAQUELINE KATHERINA SINGH

Im Januar dieses Jahres kamen jugendliche Aktivist_Innen zusammen, um zu
beratschlagen,  was es in der aktuellen Situation bedarf,  um der rechten
Bewegung  etwas  entgegenzustellen.  Aus  7  Städten  waren  rund  40
AktivistInnen  anwesend,  die  einen  Diskussionsbetrag  mit  Streiktermin
veröffentlichen und die Initiative „Jugend gegen Rassismus“ (JGR) gegründet
haben.
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Ziel war es, mehr Kräfte für die Aktion zu gewinnen. Ende Februar gab es
dann  eine  größere  Aktionskonferenz,  die  die  Forderungen  und  den
Koordinierungskreis hervorbrachte. Konkret sind in den drei Monaten aus
den 7 Städten 16 geworden, die eine Aktion am 27. April machen.

Nach dem Streik ist vor dem Streik?

Nach dem Streik ist es wichtig, die Bündnisse, die sich gegründet haben,
aufrecht zu erhalten. Die Aktionen müssen ausgewertet werden, nicht nur
lokal, sondern bundesweit. Für die Auswertung ist es wichtig zu verstehen,
dass  diese  Aktion  im  Gegensatz  zu  den  vorherigen  Streiks  einen
entschiedenen Unterschied darstellt. Denn statt in zwei oder drei Städten
gehen nun in 16 Städten Jugendliche am gleichen Tag auf die Straße. Nicht
nur  das:  Sie  tun  dies  sogar  mit  einem  gemeinsamen  Slogan  und
gemeinsamen  Forderungen!

Für viele mag das vielleicht banal klingen. Aber in den letzten Jahren war
Berlin die einzige Stadt, in der nach den Bildungsstreikprotesten mit einer
gewissen Regelmäßigkeit Schulstreiks organisiert wurden. Erst beim letzten
Streik im November 2015 sind Städte wie Bremen und Frankfurt am Main
dazugestoßen,  später  Hamburg  und  Bonn.  Dass  sich  innerhalb  von  drei
Monaten so eine Dynamik entwickelt und Aktivist_Innen in unterschiedlichen
Städten die Initiative ergreifen sich der Aktion anzuschließen, ist ein Zeichen
dafür, dass die Aktion in der aktuellen Situation eine notwendige und richtige
war.

Klar  ist,  dass  nicht  in  allen  Städten  mehrere  tausend  Jugendliche
demonstrieren. Man sollte sich nicht davon demoralisieren lassen, dass bei
der  ersten  Aktion,  die  man  gemacht  hat,  man  nicht  gleich  die  Massen
ansprechen konnte. Das hat nämlich mehrere Gründe: Zum einen liegt es
daran,  dass  die  Aktion  oftmals  von  kleineren  linken  Gruppen  und
Einzelaktivist_Innen getragen wird. Das schränkt die Möglichkeiten für die
Mobilisierung ein, vor allem, wenn es wenig Erfahrung gibt auf die man
zurückgreifen kann. Würden größere Organisationen wie solid,  Jusos,  die
Gewerkschaftsjugend,  die  SDAJ  oder  die  SAV  die  Aktionen  nach  ihren
Kräften unterstützen, würde es ganz anders aussehen. Es gäbe noch mehr



Städte, die sich an den Aktionen beteiligen und mehr Organisationen, die die
für die Mobilisierung unabdingbare Basisarbeit leisten könnten. Das heiß es
gäbe mehr Ressourcen für Mobitouren vor Schulen, Veranstaltungen und
Vollversammlungen  an  Schulen  hin  zum  Streik.  Vereinzelt  nehmen
Ortsgruppen dieser Organisationen an Aktionen teil, wie beispielsweise solid
und die SAV in Bremen oder die SDAJ in Kiel. In ihrer Gesamtheit verhalten
sich die Organisationen als Gesamtes leider eher passiv und mobilisieren
dort, wo sie müssen, ihre Basis.

 

Und wie geht’s weiter?

Am 21./22. Mai soll es eine Perspektivkonferenz in Berlin geben. Auf dieser
sollten Vertreter_Innen der lokalen Bündnisse zusammentreffen und auch
Organisationen, die Interesse haben, sich JgR anzuschließen oder mit dem
Bündnis  zusammenarbeiten wollen.  Die  unterschiedlichen Aktionen sollen
ausgewertet werden und wir müssen uns die Frage stellen, wie wir das Loch,
das die Sommer- und Semesterferien mit sich bringen, füllen können.

Schwerpunktmäßig sollte jedoch die Frage aufgeworfen werden, wie man die
Initiative  auf  eine  größere  qualitative  Stufe  bringt  und  die  positiven
Elemente,  die  wir  entwickelt  haben,  wie  den  Koordinierungskreis
professionalisieren können. In unserem Aufruf haben wir festgehalten, dass
wir der bundesweiten rassistischen Bewegung eine linke, antirassistische,
antifaschistische entgegenstellen wollen. Dass wir nicht nur die Angriffe auf
die Rechte der Geflüchteten abwehren wollen,  sondern dass wir für ihre
Rechte in Verbindung mit  der sozialen und demokratischen Rechten von
Jugendlichen und ArbeiterInnen kämpfen wollen.

Unsere  Forderungen  wie  die  Staatsbürger_Innenrechte  für  alle,  die
dezentrale Unterbringung von Geflüchteten, sowie der Ausbau vom sozialen
Wohnungsbaus und die Enteignung der leerstehenden Immobilien können
allerdings nur realisiert werden, wenn wir größere Massenorganisationen
(v.a.  Gewerkschaften,  aber auch Linke und SozialdemokratInnen) für uns
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gewinnen können. Das wird aber nicht durch bloße Appelle möglich ein,
sondern auch, indem wir mit dem Schulstreik und JgR ein kleines Beispiel
setzten, welche Bündnis wir bundesweit brauchen.

Ein Teil unsere Arbeit besteht dabei auch darin, Kämpfe von Lohnabhängigen
zu unterstützen wie z.B. den LehrerInnenstreik in Berlin oder Warnstreik von
ver.di Bremen bei der laufenden Tarifrunde im Öffentlichen Dienst.

Die Aktionen in den 16 Städten haben eine Grundlage geliefert, die gute
Aussichten bietet, dass sich weitere Organisationen beteiligen. Denn so einen
koordinierten,  abgesprochenen  Protest  hat  es  in  so  einer  Form  in  den
vergangenen zwei Jahren nicht gegeben, obwohl er dringend notwendig ist.
Ziel muss es sein den Protest weiter voranzutreiben, ihn auszuweiten und
weitere Teile in Aktivität zu ziehen. Denn wenn wir uns jetzt nicht anfangen
zu wehren und unsere Rechte gemeinsam einfordern, werden wir spätestens
zur Bundestagswahl im September nächsten Jahres ein Problem haben.

Eine  konkrete  unmittelbare  Aktionsperspektive  kann  beispielsweise  die
Teilnahme an einer Großmobilisierung im Herbst 2016 sein. Insbesondere im
Hinblick auf die kommenden Landtagswahlen in Mecklenburg Vorpommern
und Berlin im September wäre es lohnenswert, aktiv zu werden, zumal in
diesem Kontext vermehrt die AfD zu Diskussionen an Schulen geladen wird.
Allerdings sollten wir nicht den Fehler begehen, uns nur auf die AfD zu
konzentrieren.

Die  jahrelange  Sparpolitik  der  Regierung,  die  Auswirkungen  der
kapitalistischen Krise und Konkurrenz sowie die Ausbeutung anderer Länder
haben uns erst in diese Situation gebracht. Es sind noch immer der Staat und
die  Bundesregierung,  die  hauptverantwortlich  für  die  rassistische
Flüchtlingspolitik  sind,  die  für  zunehmende  Abschiebungen,  für  den
schäbigen  Deal  mit  der  Türkei  und  die  geplante  Abriegelung  aller
Flüchtlingsströme stehen. So versucht die Regierung das „Problem“ zu lösen,
indem  es  an  die  EU-Außengrenzen  verlagert  wird,  das  Mittelmeer  als
Todesfalle  fungieren  soll  und  das  Thema  hier  aus  den  Schlagzeilen
verschwinden  soll.



Das heißt aber auch, dass sich die antirassistische Mobilisierungen – ob nun
unter  Jugendlichen oder in  der  gesamten Gesellschaft  –  verstärkt  darauf
konzentrieren  müssen,  auch  international  zu  agieren  und  die  EU-
Flüchtlingspolitik  zum Thema zu machen.  Auch muss  man darauf  Bezug
nehmen, dass die Rechte, aber auch Parteien des bürgerlichen Mainstreams
zunehmend  das  „Flüchtlingsproblem“  als  ein  „Problem  der  Muslime“
rassistisch besetzen wollen. Die AfD ist in ihrem antimuslimischen Rassismus
dabei oft nur schriller als die „Ordnungspolitiker“ von CDU/CSU, ja selbst
aus der SPD.

An  der  Stelle  wird  es  unbedingt  notwendig,  den  Kampf  gegen
antimuslimischen Rassismus mit einer aktiven Kampagne an Schulen, Unis,
in  Betrieben  zu  verbinden  –  und  zugleich  gemeinsame  Aktionen  gegen
Wohnungsnot,  Billiglohn,  für  den  Ausbau  des  öffentlichen  Schulsystems,
Ausbildungsplätze für alle  zu organisieren.

Zweifel los  werden  al le  dieser  Aktivitäten  immer  wieder  zur
Systemfrage führen, ja das sollen sie auch. Konkret: Wer Rassismus effektiv
bekämpfen  will,  der  muss  ihn  auch  an  seiner  Wurzel  packen,  dem
Kapitalismus! Damit das überhaupt zu einer realen Perspektive werden kann,
ist es notwendig, dass sich die gesamte Jugend, die Arbeiter_Innenbewegung,
die Linke gemeinsam an den Schulen an den Unis, in den Betrieben zu einer
antirassistischen Bewegung formieren.

Nehmt  teil  an  der  Konferenz  von  „Jugend  gegen  Rassismus“  am
21./22. Mai!
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Rede  von  REVOLUTION-
Aktivistin  bei  Aufstehen  gegen
Rassismus-Konferenz:
Die Rede wurde auf der Aufstehen gegen Rassismus Konferenz am
24.4.2016  von  unserer  Genossin  Jaqueline  Katherina  Singh  in
gekürzter Form gehalten, da sie ansonsten den Zeitrahmen gesprengt
hätte. Trotzdem wollen wir euch die gesamte Rede nicht vorenthalten:

Als Jugend gegen Rassismus begrüßen die Initiative dieser Konferenz und
freuen uns zu sehen, dass sich zahlreiche Teilnehmer_Innen hier eingefunden
haben, die gemeinsam gegen Rassismus.

Anfang Januar während sich die Geflüchtetenkrise mehr und mehr zuspitzte
und die  Übergriffe  seitens  der  Rechten einen neuen Höhepunkt  erreicht
hatten, haben sich Jugendliche aus 7 verschiedenen Städten getroffen. Wir
haben darüber diskutiert, was wir der rassistischen Bewegung, die sich im
letzten Jahr in Deutschland etabliert hat, entgegenstellen können.

Während  Einige  behaupten  mögen,  dass  man  junge  Schüler  und
Schülerinnen, Azubis oder Studierende nicht für Politik instrumentalisieren
sollte, so vergessen sie, dass auch wir Jugendlichen von Rassismus betroffen
sind und unter der aufkommenden rechten Bewegung zu leiden haben. Wir
wollen nicht  tatenlos  zu sehen,  wie  in  unseren Heimatorten wöchentlich
besorgte  Bürger  und  Bürgerinnen  auf  die  Straße  gehen  und  rechtes
Gedankengut sich immer mehr und mehr in der Gesellschaft breit macht. Wir
wollen nicht tatenlos zu sehen, wenn unsere Mitschüler und Mitschülerinnen
oder ihre Angehörigen beleidigt, angegriffen oder abgeschoben werden. Wir
wollen nicht tatenlos dastehen und ins Leere reden, während die Regierung
mehr  und  mehr  Waffen  exportieren,  dafür  sorgt  dass  1000  in  anderen
Ländern fliehen oder sterben müssen und unsere Zukunft verkauft!

Aus diesen Gründen haben wir beschlossen, dass wir Etwas tun müssen. Die
GIDA Demonstrationen haben bewiesen, dass Rassismus kein Phänomen ist,
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dass  auf  einige  Orte  oder  Bundesländer  beschränkt  ist,  ebenso  wie  die
rassistische  Politik  der  Bundesregierung  der  beste  Beweis  dafür  ist.
Deswegen wollen und müssen wir der bundesweiten rassistischen Bewegung
eine bundesweite, linke, antirassistische entgegensetzen.

Mittels  eines  bundesweiten  Streik-  und  Aktionstages  unter  dem  Motto:
Schulter an Schulter gegen Ausgrenzung, Abschiebung und Krieg! wollen wir
den  Grundstein  legen  um  eine  antirassistische  Bewegung  ins  Rollen  zu
bringen. Innerhalb von 3 Monaten sind aus 7 Städten 16 geworden, in denen
nächste  Woche  Mittwoch  Streiks,  Demonstrationen  oder  Kundgebungen
stattfinden werden. Täglich bekommen wir Nachrichten von Jugendlichen,
die alleine in ihrer Stadt sind und Interesse haben aktiv zu werden. Uns allen
sollte  klar  sein,  dass  das  ein  Zeichen  dafür  ist,  dass  antirassistischer
Widerstand eine Perspektive hat!

Aber  um tatsächlich  zu  der  Bewegung  zu  werden,  die  wir  sein  wollen,
braucht  es  mehr.  Mehr  als  einen  Aktionstag  –  und  vor  allem  mehr
Organisationen. Uns ist ganz genau bewusst, dass wir nur zusammen mit
anderen, größeren Organisationen, die das Interesse der Lohnabhängigen
vertreten, unser Ziel realisieren können. Und aus dem Grund sind wir hier zu
dieser Konferenz gekommen.

Zum Einen würden wir uns freuen, wenn eben diese Organisationen unsere
Aktion am 27. April unterstützen. Wir freuen uns sagen zu können, dass in
einigen Städten sich einzelne Ortgruppen der Jusos, der DGB Jugend und der
linksjugend solid sich an unseren Aktionen beteiligen.

Zum Anderen hoffen wir darauf, dass wir von dieser Konferenz gehen können
mit  der  Gewissheit,  dass  es  eine  Aktion  geben  wird,  zu  der  wir  alle
gemeinsam mobilisieren können an Schulen, Universitäten und Betrieben!

Zum Schluss möchte ich noch Eines anbringen: Aus den Erfahrungen der
Berliner Schulstreiks und der Bildungsstreikproteste können wir Folgendes
lernen. Klare Forderungen schrecken diejenigen auf die es ankommt nicht
ab. Die Wahlverluste der etablierten Parteien sind unteranderem dadurch zu
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erklären, dass sie in der aktuellen Situation keinen klaren Gegenpol zu den
Rechten  und  der  AfD  bilden  und  eine  klare  antirassistische  Perspektive
bieten.

Wer aber Erfolg haben will  muss genau dies tun! Wer erfolgreich gegen
Rassismus  aufstehen  und  kämpfen  will  MUSS  unumgänglich  die  soziale
Frage  aufwerfen.  Denn  wer  dezentrale  Unterbringung  von  Geflüchteten
fordert, muss auch aufzeigen, wie das realisiert werden soll. Nämlich durch
den Ausbau vom sozialen Wohnungsbau und der Nutzung von leerstehenden
Gebäuden oder Spekulationsobjekten. Wer nicht will, dass die Beschäftigten
Angst vor den Geflüchteten haben und mit bei den besorgten Bürgern laufen,
der  muss  die  Geflüchteten  in  die  Gewerkschaften  aufnehmen,  einen
gemeinsamen Kampf für gemeinsame Rechte organisieren und Antirassismus
innerhalb des Betriebes thematisieren!

Wer erfolgreich gegen Antirassismus aufstehen und kämpfen will, der muss
Kämpfe verbinden. Nur zusammen mit den Geflüchteten, den Arbeitern und
Arbeiterinnen, den Jugendlichen hier und international können uns wehren.
Denn  nicht  nur  in  Deutschland,  sondern  auch  in  anderen  Ländern  wir
Frankreich, Polen oder Ungarn ist ein Rechtsruck zu verzeichnen.

Und  letztendlich:  Wer  erfolgreich  gegen  Antirassismus  aufstehen  und
kämpfen will, der muss den Rassismus an seiner Wurzel packen und seine
Ursache aufzeigen: den Kapitalismus!

Ich hoffe sehr wir einen gemeinsamen Weg finden werden, wie wir gegen die
aufkommende  rassistische  Bewegung  kämpfen  können  und  freue  mich
darauf,  vielleicht  einige  von  ihnen  am  21.  Und  22.  Mai  in  Berlin  zur
Perspektivkonferenz von Jugend gegen Rassismus begrüßen zu können, wo
wir unteranderem die Ergebnisse dieses Wochenendes auswerten werden!



Jugend  gegen  Rassismus:  Was
macht die SAV?
VON JAQUELINE KATHERINA SINGH

Am  Wochenende  des  20.  und  21.  Februar  haben  sich  in  Berlin  70
Aktivist_Innen getroffen.  Darunter Mitglieder der Linksjugend [’solid]  aus
Bremen  und  Dresden,  die  ARAB,  Revolution,  RKJ,  Waffen  der  Kritik
München,  Schüler_Innenbündnis  aus  Frankfurt  am  Main,  mehrere
Geflüchtetenaktivist_Innen wie Turgay Ulu oder Arash, Schüler_Innen der
Bremer  Gesamtschüler_Innenvertretung,  sowie  Bricolage  Dresden  und
weitere Kräfte. Unterstützung für die Aktion zugesichert hat die Linksjugend
[’solid] Essen und die Solidaritätspartei für Afghanistan.

Das  Treffen  war  in  erster  Linie  darauf  ausgelegt,  andere  Gruppen
anzusprechen, das Bündnis „Jugend gegen Rassismus“ zu vergrößern und um
eine  konkrete  Aktion  vorauszuplanen,  die  Unorganisierte  anspricht  und
Rassismus im Alltag der Menschen thematisiert und angreift.
Kurz  nach  der  Konferenz  veröffentlichte  die  SAV  –  die  die  Konferenz
beobachtet hat – auf ihrer bundesweiten Seite einen Bericht, in dem es heißt:

„Die Organisatoren begehen Fehler, wenn sie meinen, es reiche aus, ein paar
linksradikale Gruppen zusammen zu werfen und den SchülerInnen vor Ort
dann ein Konzept vorzulegen, ohne diese in den Prozess mit einzubeziehen.
Bewegungen kann man nicht  erzwingen oder  von oben hervorrufen.  Die
Konferenz hätte ein Hebel für eine größere Bewegung sein können, wenn die
Organisatoren  vorher  an  die  Schulen  gegangen  wären,  sich  für
Unorganisierte  geöffnet  und  einzelne  Berichte  aus  dem  Orten
zusammengetragen hätte, um so zunächst ein Stimmungsbild einzuholen“

Die SAV begründet damit, was sie weiter unten in dem Bericht schreibt:

https://onesolutionrevolution.de/jugend-gegen-rassismus-was-macht-die-sav/
https://onesolutionrevolution.de/jugend-gegen-rassismus-was-macht-die-sav/
https://www.sozialismus.info/2016/02/bericht-von-der-antirassistischen-aktionskonferenz/


„Jugend gegen Rassismus haben wir uns nach diesem Wochenende nicht
angeschlossen.“

Da dieses Schreiben nicht nur die am Treffen beteiligten Gruppen angreift,
sondern auch REVOLUTION, wollen wir hier Stellung beziehen und Einiges
richtig stellen.

Vorgeschichte

Die vergangenen Schulstreiks gegen Rassismus in Berlin haben teilweise bis
zu 7000 Jugendliche auf die Straße gebracht – und das, obwohl sich damals
im RSUS (Refugee Schul – und Unistreik-Bündnis) Berlin sehr wenig Gruppen
beteiligten. Auch in den Bündnissen in Bremen, Frankfurt a. M. und Bonn
beteiligen  sich  keine  „großen“  Organisationen.  Und  doch  haben  diese
mehrere Hunderte auf die Straße gebracht. Interesse an der Aktion gibt es
also.  Die  Aktionen  könnten  ein  ungleiches  Maß  größer  sein,  wenn  sich
größere Organisationen wie die bundesweite SAV, [’solid] bundesweit oder
Marx21,  die  ihrerseits  bedeutend  größeren  Druck  auf  Gewerkschaften
ausüben könnten, daran beteiligen und dazu aufrufen würden. [’solid] NRW
hat bereits Unterstützung zugesichert.  Alleine in Berlin wäre es möglich,
über 10.000 Schüler_Innen auf die Straße zu bringen. Doch leider weicht die
bundesweite  SAV  einer  Beteiligung  trotz  mehrmaliger  Einladung  immer
wieder  mit  fadenscheinigen  Gründen einer  Teilnahme an  „Jugend gegen
Rassismus“ aus.

„Jugend gegen Rassismus“

Die  SAV  erhebt  auf  ihrer  bundesweiten  Seite  den  Vorwurf,  wir  hätten
Schüler_Innen  vor  ein  vorgefertigtes  Konzept  gestellt.  Richtig  wäre:
Schüler_Innen  wurde  ein  Vorschlag  vorgelegt,  an  dem  viele  mitgewirkt
haben und an dem Schüler_Innen auch Änderungsvorschläge eingebracht
haben. Die SAV beteiligte sich nicht daran, Änderungen zu formulieren.



Zuvor  hatten  wir  als  REVOLUTION  bereits  auf  dem  Treffen  der
„Revolutionären  Linken  in  [’solid]“  (RL),  die  maßgeblich  von  der  SAV
dominiert wird, in Dortmund im September 2015 einen Aufruf zur Teilnahme
am  Schulstreik  im  November  2015  vorgebracht,  der  abgelehnt  wurde.
Lediglich  einen  unverbindliches  „Jede_R  schaut  mal  vor  Ort,  ob  so  was
angenommen  wird  und  ob  es  Möglichkeiten  dafür  gibt“  blieb  am Ende
stehen.

Als die RL dann am 18. Dezember einen Aktionstag zu Antirassismus abhielt,
verband sie auch dies nicht mit einer Mobilisierung über das eigene Umfeld
hinaus.
Wir hatten Einheitsfrontaufrufe an viele linke Organisationen geschickt, auf
die die SAV nicht im Sinne einer Schaffung einer Einheitsfront reagierte.
Als das RSUS Berlin zu einem bundesweiten Treffen aufrief, aus dem Anfang
Januar  „Jugend  gegen  Rassismus“  entstand,  war  die  bundesweite  SAV
eingeladen, doch brachte sie sich weder in die Debatte ein, noch kam sie
überhaupt.  Auf dem Treffen wurde ein Vorschlag angenommen, der eine
kurze Betrachtung des Rassismus auf der Straße,  der Behörden und der
Regierungen enthielt und folgende Forderungen aufstellte:

Ermög l i chung  gese l l s cha f t l i cher  Te i l habe ,  vo l l e
Staatsbürger*innenrechte für Alle.
Nein zur Festung Europa! Nein zu Grenzkontrollen, Residenzpflicht,
Einreise-  und Aufenthaltsbeschränkungen.  Volle Bewegungsfreiheit
für alle!
Für das Recht auf Arbeit und die gewerkschaftliche Organisierung
aller  Geflüchteten,  keine  Kompromisse  bei  Mindestlohn  und
Sozialleistungen!
Für freie Bildung, Anerkennung aller akademischen Qualifikationen
und  den  vollwertigen  Zugang  zu  Unis  und  FHs,  Schulen  und
Ausbildungsbetrieben.  Für  kostenfreie  Deutschkurse  und  weitere
Bildungsangebote für Geflüchtete.
Nein  zu  dem  menschenunwürdigen  Lagersystem!  Enteignung
leerstehenden  Wohnraums  und  Nutzbarmachung  öffentlicher
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Immobilien  zur  dezentralen  und  selbstverwalteten  Unterbringung
von  Geflüchteten  und  für  massiven  Ausbau  des  sozialen
Wohnungsbaus  statt  Privatisierung!
Sofortige  Beendigung  aller  Kriegseinsätze  wie  in  Mali,  Syrien,
Afghanistan, Irak, Kosovo, dem Mittelmeer und vor dem Horn von
Afrika!  Schluss  mit  den  deutschen  Rüstungsexporten  und  der
deutschen  Aufrüstung!
Gegen  Polizeigewalt,  rassistische  und  faschistische  Angriffe!
Organisieren wir eine Selbstverteidigung und zeigen wir Solidarität
mit Betroffenen!
Gegen das Morden im Mittelmeer und die Abschottungspolitik der
EU!

Das  war  ausdrücklich  als  Vorschlag  zu  verstehen,  andere  Gruppen  und
Einzelpersonen  konnten  sich  darauf  beziehen  und  Gegenvorschläge  und
Ergänzungen beim vergangenen Treffen machen.

So überraschend und „von oben“ kann das Projekt Jugend gegen Rassismus
eigentlich nicht sein. Im Vorfeld sind Mails an mehrere Gruppen versendet
worden,  die  Konferenzen  wurden  offen  beworben.  Auch  dass  es  kein
Mitspracherecht  gegeben  habe,  stimmt  de  facto  nicht.  Wer  nicht  zu
Diskussionen kommt, wer nicht mal darauf reagiert, kann nicht erwarten,
dass seine Position irgendwie vertreten wird.

„Uns nach ihr Massen, wir folgen euch!“

Aber das Problem, dass die SAV hat, liegt viel tiefer. Zum Einen enttarnt ihr
Bericht und ihr Verhalten, was sie beim letzten Schulstreik in Berlin an den
Tag gelegt haben, was schon Vielen klar war: Sie verstehen die Rolle der
Führung  nicht,  sie  verstehen  nicht,  wie  eine  wie  auch  immer  geartete
antirassistische Bewegung, die sich die SAV ja durchaus wünscht, aufgebaut
werden kann.



Wenn man schreibt,  dass man es bedauert,  dass bei einer Aktion, die in
erster  Linie  darauf  ausgelegt  war,  andere  Organisationen  anzusprechen,
kaum  Schüler_Innen  anwesend  waren,  dann  wird  man  ein  bisschen
nachdenklich.  Denn  die  Berliner  Schüler_Innen  waren  übrigens  beim
Vernetzungstreffen des RSUS, dass es am Mittwoch davor gab. Rund 50
Leute waren dort anwesend, aber das kann die SAV nicht wissen, da sie nicht
daran teilgenommen hat. Wenn man Unorganisierte ansprechen will, bedarf
es einer Aktion und Forderungen, die man diesen anbieten bzw. vorschlägt.
Von alleine gehen die wenigstens auf einen zu, noch seltener entscheiden
sich einfach so Massen, spontan auf die Straße zu gehen. Vor allem wenn
man sich in einer Situation befindet,  in der rechtes Gedankengut immer
gesellschaftskonformer wird und parlamentarische Parteien ihren Kurs nach
rechts schwenken lassen.

Zum anderen ist das Problem der SAV, dass sie nicht alle vorgeschlagenen
Forderungen teilte,  die auf dem Treffen zur Diskussion standen und sich
scheinbar davor scheuen, dass offen zu zeigen. Denn so fortschrittlich und
revolutionär wie sie gerne tun, sind sie längst nicht. Offene Grenzen? Offen
für  Selbstverteidigung  eintreten?  Nein,  das  vermeidet  die  SAV.  Sie  hält
häufiger  notwendige  Forderungen zurück.  Begründet  wird  dass  mit  dem
Allround-Argument,  dass  die  Massen  oder  in  diesem Fall  Schüler_Innen,
nicht „bereit“ für solche Forderungen wären. Also passt sich die SAV an das
nach  rechts  gehende  Bewusstsein  an.  Woran  die  SAV  misst,  wofür  die
Massen bereit sind, ist uns übrigens sehr schleierhaft. Im September lehnten
sie auf dem bereits erwähnten Treffen der RL in [’solid] unsere Forderung
nach  antirassistischen  Selbstverteidigungsstrukturen  ab.  Auf  demselben
Treffen legten sie ihre Zeitung aus, auf deren Titelblatt in großer Schrift
antirassistische  Selbstverteidigung  gefordert  wurde.  Plausibel  begründen
konnte uns diesen Zick-Zack-Kurs keiner der gefragten Genoss_Innen der
SAV.

Nur um das klar zu stellen: Es ist gut, Menschen von „dem Stand abzuholen,
an dem sie sich befinden“. Problematisch wird es allerdings, wenn man das
macht,  indem  man  seine  Politik  verwässert  und  nicht  versucht,  das



Bewusstsein der Leute durch das Aufstellen und Begründen notwendiger
Forderungen für den antirassistischen Kampf zu gewinnen.

Fragwürdig ist auch die
Aussage: „Die Konferenz hätte ein Hebel für eine größere Bewegung sein
können, wenn die Organisatoren vorher an die Schulen gegangen wären, sich
für  Unorganisierte  geöffnet  und  einzelne  Berichte  aus  dem  Orten
zusammengetragen  hätte,  um  so  zunächst  ein  Stimmungsbild  einzuholen“.

Nun,  liebe  SAV,  meint  Ihr  nicht,  dass  bis  zu  7000  Schüler_Innen  bei
vergangenen Schulstreiks in Berlin kein ausreichendes Stimmungsbild sind?
Um das nochmal zu betonen: Diese 7000 wurden ohne Zutun von „großen“
Organisationen mobilisiert. Warum soll das Stimmungsbild in Städten wie
Hamburg,  Frankfurt,  Rhein-Ruhr,  Leipzig  usw.  so  unfassbar  anders
ausfallen?  Abgesehen  davon:  Selbst  wenn  sich  „nur“  einige  wenige
Schüler_Innen  zu  kleinen  Kundgebungen  vor  ihren  Schulen  versammeln,
wäre es schon ein Schritt in die richtige Richtung, die von der SAV vermisste
Basis zu erreichen und einzubinden.

Der große Fisch im kleinen Teich

Natürlich beteiligt man sich dann nicht gerne an einer Aktionm, an der sich
Gruppen  beteiligen,  die  Schulstreiks  unter  notwendigen  Forderungen
machen und relativ erfolgreich damit sind. Dann müsste man anfangen, sich
vor seiner Basis zu rechtfertigen, warum man nicht offen für fortschrittliche
Forderungen kämpft, sondern so tut, als ob Jugendliche und der Rest der
Bevölkerung erst mit diffus linken Sachen erst diffus links politisiert werden
müssen, bevor man ihnen „revolutionäre Politik“ zumutet.
Da liegt die Vermutung nahe, dass Teile der SAV-Führung versuchen, ihre
Basis  und  Umfeld  von  anderen  Gruppen  und  damit  von  politischen
Diskussionen gezielt zu isolieren und fernzuhalten. Wir fragen uns, ob die
SAV-Führung unsere Einladungen ihrer Mitgliedschaft  wenigstens gezeigt
hat.



Revolutionäre Arbeit ist kein Selbstzweck. Es geht nicht darum, Leute nur für
die eigene Organisation zu gewinnen und irgendwie eine Nische zu finden,
die andere Gruppen noch nicht besetzt haben. In schwierigen Zeiten sollten
diejenigen, die behaupten, revolutionär zu sein, eine Antwort auf die Fragen,
die  aufkommen,  geben  und  versuchen,  nach  ihren  Möglichkeiten  eine
Perspektive aufzuzeigen. Sie sollten fest zu ihren Prinzipien stehen, auch
wenn  das  heißt,  gegen  einen  massiven  Strom  reaktionärer  Gedanken
anzuschwimmen. Das, was objektiv am dringlichsten nötig ist, sollte auch für
die revolutionäre Organisation allererste Priorität haben. Doch was macht
die SAV?

Fragen über Fragen

Warum macht sie das, was sie eventuell tun wird, erst jetzt? Warum nehmen
sie nicht an einer Initiative teil,  die bundesweit versucht, sich gegen die
rassistische  Bewegung  zu  stellen?  Warum  lehnen  sie  Jugend  gegen
Rassismus ab, aber beteiligen sich z.B. bei einem Bündnis auf Initiative der
GEW? Ist  das  etwa  mit  einem Stimmungsbild  gesichert  oder  von  unten
aufgebaut? Schätzen sie die aktuelle Lage anders ein? Ist es vielleicht gar
nicht so dringend nötig, den Rassist_Innen etwas entgegenzustellen? Glaube
sie, es reiche, jeden Montag zu Bärgida zu gehen? Das ist gut und wichtig,
aber warum nicht die Proteste verbinden? Haben sie es nicht nötig,  mit
anderen Gruppen zusammenzuarbeiten? Oder stört es die SAV, dass nicht sie
die Initiative ergriffen haben, als sie notwendig war? Haben sie Angst um ihr
Umfeld? Wird die SAV als linksjugend [’solid] Kreuzkölln wieder wie beim
letzten Schulstreik einen Lautsprecherwagen stellen wollen, obwohl sie nur
vor ihren eigenen Schulen flyert und sich nicht am RSUS beteiligt? Nicht,
dass das schändlich wäre… ein Lauti ist besser als kein Lauti.  Aber was
spricht dann dagegen, sich auch an der Mobilisierung in der ganzen Stadt zu
beteiligen, damit der Lauti auch eine viel größere Reichweite erhält? Machen
sie wirklich, wie einige ihrer Mitglieder sagen und wie es in dem Bericht von
Tom Hoffmann herauskommt, eine „Einheitsfront von unten“?



Eine wichtige Sache ist, die eigene Politik in der Praxis zu überprüfen. Nach
dem letzten Schulstreik in Berlin ist das offensichtlich nicht getan worden.
Dass 4000 Jugendliche auf die Straße gegen Rassismus gegangen sind, reicht
anscheinend nicht aus, um dafür zu sorgen, dass man sich am RSUS beteiligt.

Nein,  vor  den Schulen  zu  flyern,  an  denen man ohnedies  verankert  ist,
während  andere  Organisationen  und  Schüler_Innen  durch  ganz  Berlin
fahren,  um zu plakatieren,  flyern und Aktionskomitees  aufzubauen,  dann
aber einen Lauti zu stellen, heißt nicht „das man was getan hat“.

Eine weitere Einladung

Wir sagen hier nochmal, dass sich unsere Kritik vor allem auf das Verhalten
der  bundesweiten  SAV  und  auch  der  Berliner  Gruppe  bezieht.  Umso
erfreulicher  ist  es,  wenn  einzelne  SAVler_Innen  ihr  Interesse  an  der
Mitwirkung  bei  „Jugend  gegen  Rassismus“  zeigen.

Wir hoffen weiterhin auf eine Diskussion, die die oben aufgeworfenen Fragen
klärt und warten auf die Alternative seitens der SAV, die uns voran bringt.
Deswegen laden wir die SAV weiter dazu ein, zu Jugend gegen Rassimus zu
stoßen, ihre Kritik IN dem Bündnis vorzubringen, Druck auf die „großen“
Organisationen wie Gewerkschaften vor allem aber [’solid] auszuüben und
bei  der  Mobi  viele  der  oft  genannten  unorganisierten  Schüler_Innen
mitzureißen!
Wir werden immer wieder dazu aufrufen, das nächste Mal beim Treffen der
RL in Heidelberg!


